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1 Motivation  

Für die Erreichung der europäischen und nationalen Klimaziele spielt die Transformation der 

derzeit noch weitgehend auf fossilen Energieträgern basierenden Wärmebereitstellung für 

Haushalte, Gewerbe, Handel und Dienstleistungssektor (GHD) sowie für die Industrie hin zu einer 

klimaneutralen Wärmebereitstellung eine wichtige Rolle. Dabei kommt der Umstellung auf 

erneuerbare Wärmequellen neben Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz eine zentrale 

Bedeutung zu. Wärmenetze1 stellen dabei neben dezentralen Lösungen, wie Wärmepumpen und 

Biomasseheizungen, Lösungsoptionen für die Dekarbonisierung der Wärmeversorgung dar.  

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes für die Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der 

Wärmenetze (WPG) und des novellierten Gebäudeenergiegesetzes (GEG) zum 1. Januar 2024 

müssen Fernwärmeversorgungsunternehmen (FVU) ambitionierte und weitreichende 

Anforderungen zur Dekarbonisierung ihrer Wärmenetze erfüllen.  

Um den Anteil erneuerbarer Energien und Abwärme in der leitungsgebundenen Wärmeerzeugung 

von derzeit 31 % (AGFW 2024) bis 2045 substanziell zu erhöhen, bedarf es erheblicher 

Anstrengungen insbesondere bei der Umstellung der Erzeugungsstruktur sowie der Erschließung 

und Integration weiterer erneuerbarer Energiequellen in die Wärmenetze. Neben der 

Transformation der bestehenden Infrastruktur ist der gezielte Aufbau neuer Wärmenetze ein 

wesentlicher Bestandteil der Wärmewende. Diese neuen Wärmenetze sollen von Anfang an auf 

niedrige Vorlauftemperaturen sowie die Nutzung erneuerbarer Wärmequellen und industrieller 

Abwärme ausgelegt sein. Die Monopolkommission beziffert in diesem Zusammenhang den 

notwendigen Investitionsbedarf auf rund 14,5 Milliarden Euro (Monopolkommission 2025). 

Auch der Koalitionsvertrag 2025 von CDU/CSU und SPD hebt die Bedeutung der Fernwärme als 

zentrales Element der Wärmewende hervor. So soll der Aus- und Neubau von Wärmenetzen durch 

eine Ausweitung der Bundesförderung für effiziente Wärmenetze weiter unterstützt werden 

sowie der Reformprozess relevanter Verordnungen fortgesetzt oder angestoßen werden (u.a. 

Allgemeinen Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme (AVBFernwärmeV), 

Wärmelieferverordnung) (CDU/CSU und SPD 2025). Zentrale Herausforderung in Deutschland ist 

es, einerseits Planungs- und Investitionssicherheit für notwendige Investitionen zu schaffen und 

gleichzeitig wirksame Anreize für eine sozialverträgliche Umstellung auf eine klimaneutrale 

Wärmeversorgung zu setzen.  

Vor diesem Hintergrund gliedert sich die Studie in zwei Teile. Im ersten Teil werden grundlegende 

techno-ökonomische Aspekte der Dekarbonisierung von Wärmenetzen sowie die damit 

verbundenen Herausforderungen dargestellt und die relevanten gesetzlichen 

Rahmenbedingungen aufgezeigt. Im zweiten Teil werden Handlungsoptionen zur 

Weiterentwicklung des regulatorischen Rahmens der Fernwärme aufgezeigt. Dazu wird ein 

Fallstudienansatz verfolgt, der Regulierungsansätze der Fernwärme in Dänemark, Schweden und 

den Niederlanden untersucht. Dabei liegt der Schwerpunkt auf der Analyse der Preisgestaltung 

und der Anschluss- und Benutzungsverpflichtung.  

 
1 Der Begriff „Wärmenetze“ umfasst die Versorgung mit Nah- und Fernwärme, die durch eine zentrale ortsnahe Anlage erzeugt wird.   
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2 Dekarbonisierung von Wärmenetzen in Deutschland  

2.1 Status Quo: Zahlen und Fakten 

Bestandsnetze sind durch hohe Vorlauftemperaturen und fossile Energieträger geprägt 

Im Jahr 2023 war in 9 % der genehmigten Wohngebäuden Fernwärme vorgesehen. Damit war 

Fernwärme, neben Wärmepumpen (76 %) der zweithäufigste Energieträger, gefolgt von Gas mit 

6 %. Dabei zählten Mehrfamilienhäuser zu den Gebäuden, die häufiger Fernwärme nutzen. Bei 

Nichtwohngebäude hat sich der Anteil neu genehmigter Objekte mit Fernwärmeanschluss von 

2007 bis 2023 auf knapp 16 % verdoppelt. Damit gewinnt Fernwärme in diesem Bereich neben Gas 

(31 %) und Wärmepumpen (34 %) an Bedeutung (dena 2025).  

Nach Angaben des Umweltbundesamtes betrug der Fernwärmeabsatz in Deutschland im Jahr 2024 

knapp über 110 TWh und deckte damit knapp ein Zehntel des Endenergieverbrauchs für Wärme 

und Kälte2 (AGFW 2024; UBA 2025). Grundlage dafür bilden 4.184 im Jahr 2022 gemeldete 

Wärmenetze mit einer Trassenlänge von 35.383 km. Dabei variiert die Größe der Wärmenetze 

erheblich: Es gibt kleine Nahwärmenetze mit wenigen hundert Metern Länge sowie 

Großstadtnetze mit mehreren hundert Kilometern Länge.  

Aktuell sind Bestandsnetze von hohen Vorlauftemperaturen und fossilen Energieträgern zur 

Wärmeerzeugung geprägt (Malcher und Gonzalez-Salazar 2024). Im Jahr 2022 wurden rund 86% 

der Wärme in Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen3 (KWK-Anlagen) erzeugt. Den verbleibenden 

Anteil decken Heizkessel, Geothermie, Solarthermie und Wärmepumpen ab.  

 
2 direkt in den Sektoren vor Ort für Anwendungszwecke Wärme und Kälte eingesetzte Energieträger, ohne Stromverbrauch für Wärme 

und Kälte, inklusive Fernwärmeverbrauch; berechnet auf Basis Arbeitsgemeinschaft. 
3 Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) ist ein Sammelbegriff für die gekoppelte Erzeugung von Strom und Wärme in einer Anlage. Im Vergleich 

zu konventionellen Kraftwerken für die reine Stromerzeugung, in denen die anfallende Wärme nicht ausgenutzt wird, bietet die 
KWK erhebliche Effizienzverbesserungen. Es bestehen diverse Techniken zur gekoppelten Erzeugung mit diversen 
Anwendungsbereichen, die sich u.a. nach Temperatur und Anlagengröße unterscheiden. Zentralisierte KWK-Anlagen werden in 
Verbindung mit Fern- oder Nahwärmenetzen zur Wärmeversorgung (bspw. von größeren Siedlungsgebieten) eingesetzt, wohingegen 
kleinere Mini- oder Mikro-KWK-Anlagen für einzelne Gebäude geeignet sind (Gabler Wirtschaftslexikon 2025). 

Abbildung 1: Wärmeerzeugung für Wärmenetze nach Energieträger in Deutschland 2020, Quelle: eigene 

Darstellung basierend auf AGFW (2024) 
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Dabei wurden gut zwei Drittel der Wärme (69 %) durch den Einsatz fossiler Energieträger erzeugt. 

Wärme und Abwärme, welche durch erneuerbare Energien erzeugt wird, machten knapp einen 

Drittel der Wärmeerzeugung aus (31 %), wovon circa die Hälfte aus thermischer Abfallverwertung 

stammt. Elektrische Wärmeerzeugung durch Wärmepumpen hatten kaum einen Beitrag an der 

Wärmeerzeugung (1 %).  

Für die Dekarbonisierung der Wärmenetze spielt das Temperaturniveau bzw. das Absenken des 

Temperaturniveaus in den Wärmenetzen eine entscheidende Rolle. Aktuell dominieren 

Bestandsnetze, die überwiegend mit hohen Temperaturen betrieben werden. 

Niedertemperaturnetze mit einer Temperatur von unter 60 °C sind bislang kaum verbreitet. 

Knapp ein Viertel der Netze (23 %) wird auf Temperaturen von 60-90°C betrieben. Je circa ein 

Drittel der Netze wird bei Temperaturen zwischen 90-110°C (39 %) und ≥110°C (32 %) betrieben 

(AGFW 2024). Der Status-Quo zeigt, dass die Wärmenetze in Deutschland zum einen stark durch 

fossile Wärmeerzeugung geprägt sind und vor einem Strukturwandel stehen. Zum anderen sind 

die bestehenden Netze sehr heterogen, was sehr unterschiedliche Transformationspfade und 

Investitionsbedarfe induziert.       

Dekarbonisierungsziele in der Wärmeversorgung 

Das Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) verfolgt gemäß § 1 EnWG das Ziel einer sicheren, 

kostengünstigen und umweltverträglichen Energieversorgung. Für die Fernwärme enthält das 

EnWG nur sehr eingeschränkte Regelungen. § 14 Abs. 3 EnWG verpflichtet Netzbetreiber das 

Potenzial von Fernwärme- und Fernkältesystemen für Effizienzmaßnahmen zu bewerten. 

Ordnungsrechtliche Vorgaben zur Dekarbonisierung der Fernwärmeversorgung wurden hingegen 

im Zuge der Novellierung des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) sowie des Gesetzes für die 

Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der Wärmenetze (WPG) verbindlich festgelegt.4 Das 

WPG legt dabei fest, zu welchen Zeitpunkt Bestands- und neue Wärmenetze einen bestimmten 

Anteil ihrer Wärmeversorgung aus erneuerbaren Energien und unvermeidbarer Abwärme 

sicherstellen müssen. In Abbildung 2 sind die gesetzlichen Vorgaben erneuerbaren Energien an 

Wärmenetzbetreiber dargelegt. 

Gemäß § 29 Abs. 1 WPG müssen bestehende Wärmenetze, die vor dem 01.01.2024 errichtet 

wurden, ab 2030 zunächst einen Anteil von mindestens 30 %, ab 01.01.2040 einen Anteil von 

mindestens 80 % und zum 01.01.2045 einen Anteil von 100 % aus erneuerbaren Energien, 

unvermeidbarer Abwärme oder eine Kombination hieraus nutzen. Neue Wärmenetze müssen 

gemäß § 30 WPG ab dem 01.03.2025 mindestens 65 % ihrer jährlichen Nettowärmeerzeugung aus 

 
4 Nach § 71 Abs. 1 GEG sind Gebäudeeigentümer, die ab 2024 ihre Heizungsanlage austauschen verpflichtet, einen Mindestanteil von 

65 % erneuerbarer Energien oder Abwärme zu nutzen. Diese Anforderung gilt bei Anschluss an ein Wärmenetz nach Maßgabe § 71b 
pauschal als erfüllt. 

                      

     aus erneuerbarer Wärme

                 

                   

     

                       

    aus erneuerbarer Wärme

                       

    aus erneuerbarer Wärme

                    

    aus erneuerbarer Wärme

Abbildung 2: Gesetzliche Vorgaben erneuerbare Energien an Wärmenetzbetreiber 
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erneuerbaren Energien, unvermeidbarer Abwärme oder einer Kombination beider Quellen 

decken. Spätestens zum 01.01.2045 sind sie dann vollständig aus erneuerbaren Energien, 

unvermeidbarer Abwärme oder einer Kombination daraus zu speisen. Darüber hinaus verpflichtet 

das WPG Kommunen in Deutschland, abhängig von ihrer Größe, bis spätestens Mitte 2028 eine 

Wärmeplanung zu erstellen. Diese stellt eine unverbindliche, strategische Fachplanung dar, die 

aufzeigen soll, ob zukünftig in einem Gebiet beispielsweise eine Versorgung durch dezentrale 

Erzeuger, ein Wärmenetz oder Wasserstoff vorgesehen ist. Das Ziel besteht darin, 

Gebäudeeigentümern eine fundierte Entscheidungsgrundlage für die Umsetzung der Vorgaben des 

GEG zu bieten. 

Vor dem Hintergrund verschärfter europäischer und nationaler Vorgaben zur Dekarbonisierung 

des Wärmesektors, insbesondere der Vorgaben der RED III, gewinnt auch die Nutzung von 

Abwärme als anerkannte erneuerbare Energiequelle für Wärmenetze zunehmend an Bedeutung. 

Mit der im Jahr 2023 verabschiedeten Novelle des Energieeffizienzgesetzes (EnEfG) wurde zu 

diesem Zweck ein nationales Instrument zur vereinfachten Erschließung von Abwärme 

geschaffen, von dem insbesondere FVU profitieren können. Dabei legt das EnEfG legt verbindliche 

Energieeffizienzziele fest und verpflichtet Unternehmen, auf Anfrage von Wärmenetzbetreibern 

Auskunft über Abwärme zu geben und diese, wenn möglich, in Wärmenetze einzuspeisen. Des 

Weiteren verpflichtet das EnEfG energieintensive Unternehmen dazu, jedes Jahr ihre 

unvermeidbaren Abwärmepotenziale an die Bundesstelle für Energieeffizienz zu melden.  

2.2 Voraussetzungen und Herausforderungen für die Dekarbonisierung 
von Wärmenetzen 

Das Temperaturniveau der Wärmenetze ist entscheidend für die Einbindung erneuerbarer 

Wärmequellen 

Die Vor- und Rücklauftemperatur ist ein wesentlicher techno-ökonomischer Faktor für die 

Dekarbonisierung von Wärmenetzen. Die Vorlauftemperatur ist entscheidend dafür, wie viel 

Wärme über das Netz transportiert werden kann, wie groß die Reichweite des Netzes ist und auf 

welchem Temperaturniveau die Verbraucher mit Wärme versorgt werden können. Da erneuerbare 

Wärmequellen (u.a. Solarthermie, Tiefengeothermie, Niedertemperaturabwärme5) nur niedrige 

Temperaturniveaus bereitstellen können, sind niedrige Vorlauftemperaturen im Wärmenetz eine 

wichtige Voraussetzung, um erneuerbare Energiequellen direkt zu nutzen oder mithilfe von 

Wärmepumpen auf das erforderliche Temperaturniveau des Wärmenetzes anzuheben (Fraunhofer 

ISI 2013).  

Dabei führt eine Absenkung der Vorlauftemperatur in der Regel zu Einsparungen bei den Kosten 

für FVU. Während bei traditionellen Verbrennungstechnologien wie Kesseln oder KWK-Anlagen, 

die zum Beispiel mit Erdgas, Öl oder Biogas betrieben werden, hohe Temperaturen von weit über 

100°C mit geringem Einfluss auf die Kosten bereitgestellt werden können, steigen bei der Nutzung 

erneuerbarer Wärmequellen, insbesondere bei Wärmepumpen, die Wärmeerzeugungskosten mit 

 
5 Quellen für Niedertemperaturabwärme sind beispielsweise industrielle Prozesse in der Textil- oder Nahrungsmittelverarbeitung 

sowie thermische Energie aus Abluft- oder Abwassersystemen (Fraunhofer ISI, 2013). 



2 Dekarbonisierung von Wärmenetzen in Deutschland 

8 

zunehmender Vorlauftemperatur. Niedrige Vorlauftemperaturen sind somit entscheidend für eine 

kosteneffiziente Versorgung mit Wärme aus erneuerbaren Energien.  

Technische Maßnahmen zur Senkung des Temperaturniveaus in Wärmenetzen  

Das Temperaturniveau in Wärmenetzen kann durch direkte Maßnahmen am Wärmenetz oder 

Maßnahmen an den versorgten Gebäuden gesenkt werden.  

Um das Temperaturniveau in Bestandsnetzen zu senken, stehen im Wesentlichen folgende 

Maßnahmen zur Verfügung: 

• Direktmaßnahmen im Wärmenetz  

o Identifikation und Behebung technischer Defekte in den 

Wärmeübergabestationen  

o Hydraulische Optimierung des Netzes (Averfalk et al. 2021) 

• (Energieeffizienz-) Maßnahmen angeschlossener Gebäude  

In Wärmenetzen bestimmen die Gebäude mit den höchsten Temperaturanforderungen die 

minimale Vorlauftemperatur des gesamten Netzes. Aus techno-ökonomischer Sicht kann es daher 

sinnvoll sein, energetische Maßnahmen prioritär an diesen Gebäuden umzusetzen. In Fällen, in 

denen nur wenige Gebäude eine hohe Temperaturanforderung haben, welche sich nicht einfach 

senken lässt, können lokale Temperaturbooster, wie beispielsweise Hochtemperatur-

Wärmepumpen, eine Lösungsoption darstellen. Sie ermöglichen eine Absenkung der 

Vorlauftemperatur im Wärmenetz bei gleichzeitiger Sicherstellung der Versorgung der Gebäude 

mit hohen Temperaturanforderungen. 

Eine weitere Maßnahme zur Senkung der Vorlauftemperatur im Wärmenetz ist die Erhöhung der 

Energieeffizienz der versorgten Gebäude (u.a. Dämmung der Außenhülle, Austausch Fenster). 

Zusätzlich kann die Vorlauftemperatur im Gebäude durch eine Vergrößerung der 

Wärmetauschfläche (z.B. durch Fußbodenheizungen) gesenkt werden. Je höher die 

Energieeffizienz und je größer die Wärmetauschfläche sind, desto geringer kann die 

Vorlauftemperatur im Heizkreis bei gleichbleibender Heizlast ausfallen. Maßnahmen zur 

Steigerung der Energieeffizienz und der Wärmetauschfläche sind in der Regel mit erheblichen 

Investitionskosten verbunden. Jedoch gibt es auch „Quick Wins“, um die Vorlauftemperatur im 

Gebäude kostengünstig zu senken. Zu diesen gehören z.B. eine Überprüfung von 

Wärmeübergabestationen auf fehlerhafte Einstellungen oder defekte Bauteile, ein hydraulischer 

Abgleich des Heizsystems sowie eine Optimierung der Heizungsregelung (Averfalk et al. 2021). 

Regulatorische Hürden hemmen den Ausbau von Niedertemperaturnetzen 

Neben technischen Herausforderungen gibt es bei der Senkung des Temperaturniveaus ebenso 

regulatorische Herausforderungen, welche den Ausbau von Niedertemperaturnetzen hemmen. So 

unterliegt die Bereitstellung von Warmwasser aktuell strengen Temperaturvorgaben: Zur 

Vermeidung von Legionellenbildung für die Warmwasserbereitung sind Temperaturen zwischen 

50 und 60 °C vorgeschrieben. Um die Netztemperatur dennoch zu senken, könnten dezentrale 

Temperaturbooster in Hausübergabestationen integriert werden. Alternativ könnte das 

Legionellenrisiko auch durch hohe Zirkulation und geringe Standzeiten adressiert werden 

(Averfalk et al., 2021). Erst durch die gesetzliche Zulassung solcher alternativer Verfahren zur 
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Warmwasserbereitung bei niedrigeren Temperaturen ließe sich das Temperaturniveau im Netz 

nachhaltig absenken. 

Eine weitere regulatorische Hürde betrifft die Integration von Geothermie in Wärmenetze. Lange 

Genehmigungsverfahren, die in manchen Fällen mehrere Jahre in Anspruch nehmen, müssen bei 

der Planung von Geothermie-Projekten berücksichtigt werden, was deren Realisierung erheblich 

verzögern oder sogar verhindern kann (Retzlaff 2024; Hessisches Landesamt für Naturschutz, 

Umwelt und Geologie 2025; Schäfer 2025). Ein Beispiel für eine verhindertes Projekt stellt das 

Gebiet „Zum Feldlager“ in Kassel dar. In diesem Projekt konnte ein Niedertemperaturwärmenetz 

mit indirekter Geothermie- und Solarthermie-Einbindung über eine Großwärmepumpe nicht 

umgesetzt werden, da die Genehmigungen für die Geothermie-Bohrungen zu lange gedauert 

haben (Averfalk et al. 2021).  

Unsicherheiten erschweren den Übergang zu klimaneutralen Wärmesystemen  

Die aktuellen CO₂-Preise im Wärmesektor sind nicht ausreichend, um einen breiten 

Technologiewechsel anzureizen. Die marginalen Vermeidungskosten zwischen einer dezentralen 

Gasheizung und einer Wärmepumpe liegen je nach Gebäudetyp zwischen 100 und 200 EUR/t (EWI 

2025b). In ähnlicher Größenordnung dürften auch die marginalen Vermeidungskosten zwischen 

einer dezentralen Gasheizung und Fernwärme aus erneuerbaren Energien liegen (EWI 2024). Um 

die Klimaschutzziele im Gebäudesektor zu erreichen, wären daher deutlich höhere CO2-Preise 

notwendig (EWI 2025a).  

Ein zusätzliches Problem stellt die unterschiedliche Bepreisung des CO2-Ausstoßes dar: während 

größere Heizkraftwerke dem EU-ETS 1 unterliegen, wird die sonstige Wärmeerzeugung derzeit 

über das nationale Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) bepreist. In der Vergangenheit 

benachteiligte diese Doppelstruktur die Fernwärme gegenüber anderen 

Wärmeerzeugungstechnologien, da der EU-ETS-1-Preis seit 2021 durchgehend über dem 

nationalen CO₂-Preis lag (DEHSt 2025). Eine Harmonisierung der Systeme ist derzeit nicht 

vorgesehen. Ab 2027 wird stattdessen mit dem EU-ETS 2 ein zusätzliches europäisches 

Handelssystem für die Sektoren Gebäude und Verkehr eingeführt, wodurch die bestehende 

Regelung hinsichtlich der zukünftigen CO₂-Preisentwicklung angepasst wird. Prognosen deuten 

darauf hin, dass die Preise im neuen System deutlich über dem bisherigen nationalen Niveau 

liegen können (EWI 2025a).6 Für Fern- und insbesondere Nahwärmeversorgungsunternehmen 

bedeutet dies ein erhöhtes Risiko steigender Betriebskosten bei fossiler Wärmeerzeugung. 

Gleichzeitig kann ein hoher CO₂-Preis die notwendigen Investitionsanreize für die 

Dekarbonisierung von Wärmenetzen schaffen.  

Neben der Unsicherheit bei der CO₂-Bepreisung erschwert auch die bestehende Förderarchitektur 

den zügigen Ausbau klimaneutraler Wärmenetze. Ein Beispiel hierfür ist das Kraft-Wärme-

Kopplungsgesetz (KWKG). Ziel des Gesetzes ist die Förderung der Errichtung und des Betriebs von 

KWK-Anlagen, um die Transformation zu einer treibhausgasärmeren Energieversorgung zu 

 
6 Der in der Studie "Auswirkungen und Preispfade des EU-ETS 2" ermittelte gleichgewichtige CO₂-Preis bis 2035 liegt bei durchschnittlich 

rund 160 €/tCO₂-äq., wobei auch die ermittelten CO₂-Preise im Jahr 2030 deutlich über den Referenzwerten der EU-Kommission 
(48–80 €/tCO₂-äq.) liegen. Im Vergleich zu aktuellen Analysen, die teilweise mehrere Szenarien hinsichtlich energie- und 
klimapolitischer Maßnahmen betrachten und dadurch größere Preiskorridore statt eines gleichgewichtigen Preispfades ausweisen, 
bewegen sie sich jedoch im Bereich oder darunter (EWI 2025a). 
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unterstützen.7 Angesichts eines Anteils von über 85 % an der Fernwärmeerzeugung nehmen KWK-

Anlagen eine zentrale Stellung innerhalb der Kostenstruktur von FVU ein. Das KWKG spielt somit 

eine bedeutende Rolle für die wirtschaftliche Ausgestaltung der Fernwärme. Das 

Umweltbundesamt kritisiert das KWKG jedoch, da es vor allem erdgasbasierte KWK-Anlagen 

fördere und damit Lock-In-Effekte schaffe, die langfristig der Wärmewende im Wege stehen 

könnten (Umweltbundesamt 2023).  

Die Novellierung des KWKG 2025 setzt die Förderung von KWK-Anlagen bis Ende 2026 fort und 

führt neue Regelungen für Wärmenetze und Wärmespeicher ein. Für Wärmenetze besteht eine 

Zuschlagsberechtigung, sofern sämtliche landesrechtlichen Genehmigungen bis zum 31.12.2026 

vorliegen oder wesentliche Bauleistungen beauftragt wurden, wenn keine Genehmigung 

notwendig sind (bbh 2025).8 Trotz dieser Anpassungen bleibt die grundlegende Problematik 

bestehen, dass das KWKG den Übergang zu einer nachhaltigen, auf erneuerbaren Energien 

basierenden Wärmeerzeugung nicht ausreichend fördert. Zudem ist ungeklärt, wie sich die 

Förderarchitektur nach dem Auslaufen des KWKG weiterentwickeln wird, was die langfristige 

Investitionssicherheit im Fernwärmesektor zusätzlich beeinträchtigen könnte.   

 
7 Im Rahmen des KWKG werden Ausschreibungen durchgeführt, bei denen Betreiber geförderter KWK-Anlagen für einen bestimmten 

Zeitraum Zuschlagszahlungen je erzeugter Kilowattstunde erhalten. 
8 Die Inbetriebnahme der Anlage bzw. des Wärmenetzes kann bis zu vier Jahre später erfolgen. 
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3 Regulierung von Wärmenetzen in Deutschland 

Während die Strom- und Gasnetze im Zuge der Liberalisierung entflochten wurden und einer 

sektorübergreifenden Anreizregulierung unterliegen, sind FVU auch heute noch meist vertikal 

integrierte Unternehmen. Hierbei werden Erzeugung, Durchleitung und Vertrieb innerhalb eines 

Unternehmens gebündelt. Ein zentrales Merkmal der leitungsgebundenen Wärmeversorgung in 

Deutschland ist die Anwendung des Single-Buyer-Modells, bei dem der Wärmenetzbetreiber 

Wärme aus eigener Erzeugung und externem Bezug zusammenführt und als alleiniger Anbieter an 

die Endkunden liefert. Dadurch sind FVU in der Regel die alleinigen Anbieter in ihrem jeweiligen 

Versorgungsgebiet. Aufgrund ihrer vertikalen Integration, der subadditiven Kostenstruktur auf der 

Durchleitungsebene können FVU nach Vertragsabschluss – je nach Marktdefinition – als regionale 

natürliche Monopole eingestuft werden (Monopolkommission 2025).  

In Deutschland können Kommunen außerdem eine Anschluss- und Benutzungszwangspflicht für 

bestimmte Gebiete oder Nutzergruppen erlassen, wodurch die potenziell monopolartigen 

Strukturen gefestigt werden könnten. Vor diesem Hintergrund wird im Folgenden der 

regulatorische Rahmen zur Preisgestaltung sowie zur Anschluss- und Benutzungsverpflichtung in 

Deutschland näher dargestellt. 

3.1 Preisbildung in der leitungsgebundenen Wärmeversorgung 

Der Regulierungsbedarf des Fernwärmesektors ist bedingt durch die Definition des 

bestreitbaren Marktes 

Aus wohlfahrtstheoretischer Sicht besteht ein Regulierungsbedarf für einen Sektor oder einen 

Markt immer dann, wenn die Marktmechanismen allein kein wohlfahrtsoptimales Ergebnis 

gewährleisten können. Für den Fernwärmesektor wird die Regulierungsbedürftigkeit maßgeblich 

von der Definition des relevanten Marktes bestimmt (Wissner 2013; Monopolkommission 2025; 

Krüger 2022).  

Vor Vertragsabschluss konkurriert die Fernwärme mit verschiedenen Wärmequellen auf einem 

einheitlichen Wärmemarkt, wodurch eine marktbeherrschende Stellung schwerer abzuleiten ist. 

Betrachtet man jedoch den Zeitraum nach Vertragsabschluss, wenn der Endkunde bereits in sein 

Heizsystem investiert hat und teilweise eine Vertragsbindung von bis zu zehn Jahren entstanden 

ist, verändert sich die Marktstruktur. Die infrastrukturelle Bindung der Endkunden (Lock-in-

Effekt) sowie das Fehlen kurzfristiger Substitutionsmöglichkeiten führen zu einem sachlich und 

räumlich abgegrenzten Markt (sog. Wärmebezugsmarkt) ohne funktionalen Wettbewerb 

(Bundesgerichtshof 2008; Wissner 2013). In der Folge entsteht ein quasi-monopolistisches 

Versorgungsverhältnis (dena 2023; bbh 2022).  

Aus wettbewerbsökonomischer Sicht birgt ein monopolistisches Versorgungsverhältnis das Risiko, 

dass Preise oberhalb des wohlfahrtsoptimalen Niveaus festgesetzt werden, um Monopolrenten 

abzuschöpfen. Zur Begrenzung monopolistischen Verhaltens und zur Sicherstellung einer 

wohlfahrtsorientierten Preisbildung können regulatorische Maßnahmen zum Einsatz kommen (WIK 
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Diskussionsbeitrag 2010). Vor diesem Hintergrund kommt der AVBFernwärmeV als zentrale 

ordnungsrechtliche Grundlage eine besondere Bedeutung zu, da sie in Deutschland nicht nur die 

technischen Anschlussbedingungen und vertraglichen Mindeststandards festlegt, sondern auch die 

grundlegenden Mechanismen der Preisbildung regelt. FVU unterliegen dabei der 

kartellrechtlichen Missbrauchsaufsicht durch die Landeskartellbehörden und des 

Bundeskartellamtes (§ 19 GWB).   

Preisänderungsklauseln als Instrument zur Anpassung an volatile Brennstoffpreise 

Aufgrund der hohen Investitionskosten haben Fernwärmeversorgungsverträge oft Laufzeiten von 

bis zu zehn Jahren. Während dieser langen Vertragsdauer besteht eine erhebliche Unsicherheit 

bezüglich der zukünftigen Entwicklung wesentlicher Kostenfaktoren wie Energiepreise, Löhne 

oder Materialkosten. Um auf diese Unvorhersehbarkeit reagieren zu können, basieren 

Fernwärmepreise auf sogenannten Preisänderungsklauseln (PÄK).  Mithilfe einer PÄK werden die 

Preise auf Basis einer mathematischen Formel an veränderte Rahmenbedingungen angepasst. 

Dabei werden üblicherweise öffentlich verfügbare Indizes herangezogen, die wesentliche 

Kostenfaktoren widerspiegeln (HanseWerk Natur GmbH 2025; ZIA 2018). Eine einmal vereinbarte 

und wirksam festgelegte PÄK kann vom Wärmeversorger in der Regel nicht einseitig geändert 

werden; sie bildet die Grundlage für alle künftigen Preisanpassungen und ist für die gesamte 

Vertragslaufzeit bindend. Preisänderungen erfolgen im laufenden Vertragsverhältnis 

ausschließlich auf Basis der Entwicklung der in der Preisänderungsklausel verwendeten 

Berechnungsfaktoren.  

Nach § 24 Abs. 4 AVBFernwärmeV müssen PÄK sowohl die Kostenentwicklung der 

Energieerzeugung wie auch die Marktentwicklung des Wärmemarktes angemessen 

berücksichtigen. Ersteres wird durch den Grundpreis, zweiteres durch den Arbeitspreis adressiert. 

Der Grundpreis hat das Ziel, die verbrauchsunabhängigen Kostenbestandteile des 

Fernwärmepreises abzubilden, also jene Kosten, die unabhängig vom tatsächlichen 

Wärmeverbrauch anfallen. Dazu gehören unter anderem Investitions- und Vorhaltekosten für 

Wärmeerzeugungsanlagen und -netze. Um mögliche Entwicklungen dieser 

verbrauchsunabhängigen Kostenbestandteile zu erfassen, setzen Unternehmen bei den PÄK des 

Grundpreises üblicherweise Indizes ein, die die Entwicklung der Material- und Lohnkosten 

widerspiegeln.9 Abbildung 3 zeigt eine beispielhafte Preisänderungsklausel für den Grundpreis. 

Der unveränderliche Ausgangswert 𝐺𝑃₀ stellt dabei den Grundpreis zum Zeitpunkt des 

Vertragsabschlusses dar, der anhand der Preisänderungsklausel über die Vertragslaufzeit 

dynamisch angepasst wird. 

 
9 Bei Referenz auf einen Index innerhalb einer PÄK ist der jeweilige Wert des Indexes zum Zeitpunkt der Abrechnung geteilt durch 

den vordefinierten Basiswert des Indexes gemeint. Die aufgeführten Indizes sind beispielhaft und ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit. 

Abbildung 3: Beispielhafte Struktur einer Preisänderungsklausel des Grundpreises 
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Der Arbeitspreis setzt sich aus zwei Elementen zusammen:  

▪ Kostenelement, das die Entwicklung der Erzeugungs- und Beschaffungskosten des FVU 

widerspiegeln soll.  

▪ Marktelement, das die Verhältnisse auf dem allgemeinen Wärmemarkt abbilden und somit 

die Fernwärmepreise an die Veränderungen der Marktbedingungen des einheitliche 

Wärmemarktes koppeln soll. 

Der Spielraum bei der Ausgestaltung der PÄK liegt in der anfänglichen Auswahl und Gewichtung 

der verwendeten Indizes sowie in der Art und Weise, wie diese die Kosten- und 

Beschaffungsstruktur der gelieferten Fernwärme inklusive der Betriebskosten des Wärmenetzes 

abbilden. Eine genaue Abbildung der tatsächlichen Kosten ist dabei nicht erforderlich, eine 

wirtschaftlich sinnvolle Annäherung reicht aus. Zur Veranschaulichung wird in Abbildung 4 eine 

exemplarische PÄK für den Arbeitspreis dargestellt, die oft genutzte Berechnungsfaktoren 

(Indizes) enthält.10 Der Basispreis zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses wird hier als 𝐴𝑃0 

bezeichnet. 

Anpassungsmöglichkeiten der Preisänderungsklauseln bei veränderten 

Versorgungsstrukturen begrenzt 

Eine einseitige Anpassung der PÄK durch das FVU ist nach § 24 AVBFernwärmeV nur möglich, wenn 

sich grundlegende Faktoren, wie z.B. die eingesetzten Energieträger, ändern. In diesem Fall 

könnte der Wärmeversorger die PÄK beispielsweise um einen neuen relevanten Index erweitern 

und eine neue Gewichtung der Brennstoffindizes vornehmen. Kommt es hingegen zu einer 

tiefgreifenden Änderung der Versorgungsstruktur, z.B. durch einen vollständigen Wechsel des 

Energieträgers oder der Erzeugungstechnologie, würde die bestehende PÄK wegen nicht mehr 

sachgerechter Kostenreflexion ungültig werden. In einem solchen Fall müsste die PÄK 

dahingehend überarbeitet werden, dass sie die tatsächlichen Kosten der Wärmeerzeugung 

 
10 Bei Referenz auf einen Index innerhalb einer PÄK ist der jeweilige Wert des Indexes zum Zeitpunkt der Abrechnung geteilt durch 

den vordefinierten Basiswert des Indexes gemeint. Die aufgeführten Indizes sind beispielhaft und ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit. 

Abbildung 4: Beispielhafte Struktur einer Preisänderungsklausel des Arbeitspreises 
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angemessen widerspiegelt. Wenn die Anpassung der Berechnungsfaktoren (Indizes) nicht 

ausreicht, um die Kosten einer umfassenden Restrukturierung der Versorgungsstruktur und den 

Umbau des Wärmenetzes angemessen zu refinanzieren, haben FVU – anders als Strom- und 

Gasversorger – keinen Anspruch auf eine einseitige Erhöhung der Basispreise. Laut Einschätzung 

des Verbands kommunaler Unternehmen (VKU 2024b) führt dies häufig dazu, dass bei 

signifikanten Investitionen bestehende Verträge gekündigt und neue Liefervereinbarungen 

abgeschlossen werden müssen.  

Die Novelle der AVBFernwärmeV im Spannungsfeld zwischen Investitionssicherheit und 

Verbraucherschutz 

Vor dem Hintergrund bestehender Einschränkungen bei der Preisgestaltung und des erheblichen 

Investitionsbedarfs im Zuge der Dekarbonisierung der Fernwärmeversorgung rückt die Frage nach 

einer zeitgemäßen Weiterentwicklung der AVBFernwärmeV zunehmend in den Fokus. Die 

Bundesregierung greift diese Debatte auf und plant, den in den vergangenen Jahren angestoßenen 

Novellierungsprozess der AVBFernwärmeV wieder aufzunehmen (CDU/CSU und SPD 2025). Dabei 

steht die Novellierung in einem Spannungsfeld zwischen den unterschiedlichen Interessen der 

Verbraucher und Wärmenetzbetreiber. Während Verbraucherverbände mehr Transparenz in der 

Preisbildung, flexiblere Vertragsgestaltungen sowie die Einführung einer bundesweiten 

Preisaufsichtsbehörde fordern, um den Verbraucherschutz zu stärken (vzbv, 2024; vzbv, 2025), 

legen Betreiber von Wärmenetzen besonderen Wert auf die Refinanzierung ihrer Investitionen 

sowie auf Investitions- und Planungssicherheit, die für den notwendigen Ausbau und die 

Umstellung der Wärmenetze unerlässlich sind (VKU 2024a).  

3.2 Anschluss- und Benutzungsverpflichtung an Wärmenetze  

Eine zentrale Herausforderung für FVU besteht in der Refinanzierbarkeit der Investitionen, die 

für die Dekarbonisierung der Wärmenetze erforderlich sind. Dabei hängt die Finanzierbarkeit 

neben der zuvor geschilderten Preisgestaltung ebenso von der zukünftigen Abnehmerdichte ab. 

In diesem Zusammenhang werden häufig Anschluss- und Benutzungsverpflichtungen, die 

Grundstückseigentümer dazu verpflichten, ihre Gebäude an das jeweilige Wärmenetz 

anzuschließen und die darüber bereitgestellte Nah- oder Fernwärme für Heizzwecke zu nutzen, 

diskutiert. Eine solche rechtliche Ausgestaltung kann zur Investitionssicherheit beitragen, indem 

sie verlässliche Rahmenbedingungen schafft und durch eine höhere Abnehmerdichte die 

wirtschaftliche Tragfähigkeit von Wärmenetzen stärkt.  

Rechtliche Grundlagen und kommunale Handlungsspielräume 

Zur Förderung der Fernwärmeversorgung können Gemeinden eine Anschluss- und 

Benutzungsverpflichtung erlassen. Rechtsgrundlage hierfür sind die Gemeinde- bzw. 

Kommunalordnungen der Länder, die entsprechende Regelungen für den Anschluss an öffentliche 

Infrastrukturen wie Wasserleitungen oder die Kanalisation vorsehen. Bei der Anordnung einer 

Anschluss- und Benutzungsverpflichtung muss die Gemeinde das Wärmenetz als öffentliche 

Einrichtung betreiben. Eine weitere Voraussetzung für eine Anschluss- und 
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Benutzungsverpflichtung besteht darin, dass diese aus Gründen des „Gemeinwohls“, der 

„Volksgesundheit“ oder der Luftreinhaltung als erforderlich erachtet wird (AGFW 2025). Seit 2008 

kann die Ermächtigung einer Anschluss- und Benutzungsverpflichtung auch aus Gründen des 

lokalen oder globalen Klimaschutzes erlassen werden (§ 16 EEWärmeG andere Fassung nunmehr 

§ 109 GEG). Die Kopplung einer Anschluss- und Benutzungsverpflichtung in der Gemeindeordnung 

mit dem §109 GEG werfen komplexe Rechtsfragen auf, zu denen es noch keine Rechtsprechung 

gibt (avr Rechtsanwälte 2024). Neben den satzungsrechtlichen Regelungen eine Anschluss- und 

Benutzungsverpflichtung auch durch einen Bebauungsplan gemäß § 9 Nr. 23 Baugesetzbuch 

eingeführt werden. 

Regionale Unterschiede in der Rechtsverankerung bei begrenzter Anwendung vor Ort  

Die meisten Bundesländer haben die gesetzliche Verankerung einer Anschluss- und 

Benutzungsverpflichtung zur Versorgung mit Nah- oder Fernwärme in der Gemeindeordnung 

geregelt, wobei Bayern dies auf Neubauten und Sanierungsgebieten beschränkt. Einzelne 

Bundesländer wie beispielsweise Brandenburg (§ 8 LlmSchG) oder Hamburg (§ 4 KliSchG) haben 

zum Zwecke des Immissionsschutzgesetzes die Anschluss- und Benutzungsverpflichtung im 

Klimaschutzgesetz erlassen.   

Eine Anschluss- und Benutzungsverpflichtung wird im Hinblick auf das Gemeinwohl regelmäßig 

dann als gerechtfertigt angesehen, wenn das Gebiet dicht besiedelt ist, zu einer Großstadt gehört 

oder als Kurort ausgewiesen ist (AGFW 2025). So hat beispielsweise die Stadt Hannover Anfang 

2023 eine Fernwärmesatzung erlassen. Diese sieht in ausgewählten Quartieren einen 

verpflichtenden Anschluss an das Fernwärmenetz sowie die Nutzung der bereitgestellten Wärme 

vor, sofern keine gleichwertige klimafreundliche Alternative verfügbar ist (Landeshauptstadt 

Hannover 2022; Klimaschutzleitstelle der Landeshauptstadt Hannover 2023). Ziel dieser Regelung 

ist es, die kommunalen Klimaschutzziele zu fördern und eine langfristige Versorgungssicherheit 

zu gewährleisten. 
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4 Case Studies und deren potenzielle Übertragbarkeit auf 
Deutschland 

Nachdem die zentralen Regulierungsansätze in Deutschland analysiert wurden, widmet sich 

dieses Kapitel europäischen Erfahrungen im Bereich der Fernwärmeregulierung. Im Fokus steht 

die Analyse konkreter Regelungsansätze in den Bereichen der Preisgestaltung sowie der 

Anschluss- und Benutzungsverpflichtung und ihrer potenziellen Übertragbarkeit auf Deutschland. 

Hierzu werden die Regulierungsmodelle der Niederlande, Schwedens und Dänemarks als 

Fallstudien herangezogen. Während Dänemark und Schweden beim Ausbau und der Nutzung von 

Fernwärme aus regenerativen Energiequellen eine Vorreiterrolle einnehmen, steht die 

Fernwärme in den Niederlanden vor ähnlichen strukturellen und politischen Herausforderungen 

wie in Deutschland. So spielt die Fernwärmeversorgung in den Niederlanden bislang eine 

untergeordnete Rolle. Perspektivisch soll sie jedoch, ähnlich wie in Deutschland, zu einem 

zentralen Bestandteil der Dekarbonisierungsstrategie im Gebäudesektor werden (Brockel et al. 

2023).  

Tabelle 1 bietet einen systematischen Überblick über zentrale Merkmale der betrachteten Länder 

in Bezug auf die spezifische Marktstruktur, Marktdurchdringung und den Dekarbonisierungsgrad 

der leitungsgebundenen Wärmeversorgung. Die vorliegende Übersicht zeigt die grundlegenden 

strukturellen Eigenschaften der jeweiligen Fernwärmemärkte, um die anschließende Analyse der 

Anschluss- und Preisbildungsmechanismen in den jeweiligen Kontext einordnen zu können. 

Beispielsweise spielen die Eigentumsverhältnisse der FVU hinsichtlich der Regulierungskompetenz 

eine Rolle. In Ländern, in denen Fernwärmeversorgungsunternehmen mehrheitlich öffentlich 

organisiert sind, können Kommunen z.B. eine stärkere Steuerungsrolle bei der Dekarbonisierung 

sowie beim Aus- und Umbau von Wärmenetzen einnehmen. 

 

 Deutschland Dänemark Schweden Niederlande 

Anteil der 
Fernwärmeversorgung 

im Haushaltssektor 
14% 67 %  52 %  6 % 

Eigentumsverhältnisse 
72 % private FVU 
(mit öffentlichen 

Minderheiten) 

98 % öffentliche 
FVU 

59 % öffentliche 
FVU & 41 % 

private FVU 

90 % private FVU & 

10 % öffentliche FVU 

Hauptenergieträger 45 % fossile Gase 
 57 % Biomasse 

und 
Müllverbrennung 

 66 % Biomasse 62 % Erdgas  

Anteil EE an der 
Wärmeerzeugung 

 ~ 20%   ~ 75%  ~ 80 % ~ 30 % 

Netzlänge 35.383 km 60.000 km 23.400 km  4.000 km 

Tabelle 1 : Länderüberblick zu den strukturellen Eigenschaften der jeweiligen Fernwärmemärkte 
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Im Folgenden wird die Fernwärmeversorgung von Dänemark, Schweden und den Niederlanden 

hinsichtlich ihrer regulatorischen Ansätze, insbesondere in Bezug auf Preisregulierung sowie 

Vorgaben zur Anschluss- und Benutzungsverpflichtung dargestellt. Bei der Darlegung der 

länderspezifischen Regulierungsansätze wird zudem die potenzielle Übertragbarkeit auf 

Deutschland diskutiert.  

4.1 Dänemark: Regulierung als zentrales Steuerungsinstrument der 
Fernwärmeversorgung 

Dänemark zählt in Europa zu den Vorreitern der Wärmewende. Etwa zwei Drittel der Haushalte 

in Dänemark werden über Fernwärme versorgt, wobei die Versorgung in städtischen Gebieten 

nahezu flächendeckend ist und die Anschlussquote bei rund 95 % liegt. In dünn besiedelten 

Regionen spielt Fernwärme hingegen eine deutlich geringere Rolle (Johansen und Werner 2022). 

Neben dem Ausbau der Fernwärme erzielte Dänemark auch bedeutende Fortschritte bei der 

Dekarbonisierung der leitungsgebundenen Wärmeerzeugung. Bereits im Jahr 2016 stammten 57 % 

der gesamten Fernwärme aus nicht fossilen Wärmequellen wie Biobrennstoffen und der Abwärme 

von Müllverbrennungsanlagen. Der Anteil fossiler Brennstoffe lag im selben Jahr bei jeweils 19 % 

für Kohle und Erdgas (IEA 2017). 

Laut der dänischen Regulierungsbehörde entfallen etwa 80 % der 385 FVU in Dänemark auf 

verbrauchseigene Genossenschaften, die einen Anteil von rund 34 % des gesamten 

Fernwärmeabsatzes ausmachen. Im Gegensatz dazu liefern kommunale 

Energieversorgungsunternehmen etwa 60 % des Fernwärmeabsatzes (Forsyningstilsynet 2020). Die 

Integration von Wärme externer Wärmelieferanten in ein bestehendes Fernwärmenetz11 erfolgt 

in Dänemark auf Basis freiwilliger, bilateraler Vereinbarungen mit den Netzbetreibern (Bürger et 

al. 2019). Die Preisgestaltung gegenüber Drittanbietern unterliegt dem Kostendeckungsprinzip, 

nach dem Fernwärmeunternehmen lediglich die tatsächlich anfallenden Erzeugungs- und 

Verteilungskosten weitergeben dürfen, ohne Gewinne zu erzielen (Lysgaard 2021).  

Dänemark weist langjährige Erfahrungen in der verbindlichen Wärmeplanung auf 

Der regulatorische Rahmen der Fernwärmeversorgung wird u.a. durch das dänische 

Wärmeversorgungsgesetz12 gesetzt. Mit dem Gesetz überträgt die dänische Regierung den 

Kommunen die Verantwortung für die Wärmeplanung. Diese erhalten damit die Befugnis, lokale 

Prioritäten für Heizsysteme festzulegen, Infrastrukturprojekte zu steuern und bestimmte Gebiete 

für eine kollektive Wärmeversorgung, durch Fernwärme und Erdgas, auszuweisen (Energistyrelsen 

2024). In diesen Gebieten kann die Kommune eine Anschlussverpflichtung verhängen, um die 

Wirtschaftlichkeit von Infrastrukturprojekten mit langen Investitionshorizonten (20–50 Jahre) 

abzusichern. Eine Benutzungsverpflichtung dürfen Kommunen im Rahmen des 

Wärmeversorgungsgesetz nicht verhängen (Johansen und Werner 2022). Im Zuge der 

Marktliberalisierung in den 2000er Jahren wurde diese Anschlussverpflichtung im dänischen 

Wärmeversorgungsgesetz gemäß § 14 aufgelockert. Seit 2019 kann eine Kommune nur dann eine 

 
11 Sogenannter Drittzugang. 
12 Im Dänischen trägt das Gesetz den Originaltitel „Varmeforsyningsloven“. 
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Anschlussverpflichtung erlassen, wenn der entsprechende Beschluss vor dem 1. Januar 2019 

gefasst wurde. Im Jahr 2022 wurde die bestehende Anschlusspflicht an den Energieträger Erdgas 

außer Kraft gesetzt. Zudem sind ab 2024 Kommunen dazu verpflichtet, die Anschlussverpflichtung 

für Fernwärme aufzuheben, wenn der durchschnittlich berechnete Verbraucherpreis die 

durchschnittlichen Kosten über einen Zeitraum von drei Jahren übersteigt.  

Dänemark kann damit auf mehr als 40 Jahre Erfahrung in der verbindlichen Wärmeplanung 

zurückblicken, einschließlich der Möglichkeit, eine Anschlussverpflichtung an kollektive 

Wärmesysteme anzuordnen. So schuf die Anschlussverpflichtung durch feste Abnehmer bei den 

Fernwärmeversorgern Investitionssicherheit und erleichterte dadurch den Ausbau von 

Fernwärmenetzen (Johansen und Werner 2022).  

Aus wettbewerbsökonomischer Perspektive lehnt die deutsche Monopolkommission eine 

Anschlussverpflichtung ab (Monopolkommission 2025). Darüber hinaus schränkt die 

Anschlussverpflichtung an Wärmenetze den Verbraucherschutz ein, was zu Akzeptanzproblemen 

sowohl der Fernwärme als auch der Wärmewende führen könnte.13 Dänemark adressiert den 

Verbraucherschutz im Rahmen der Anschlussverpflichtung, indem beispielsweise die 

Anschlussverpflichtung entfällt, wenn der durchschnittliche Verbraucherpreis für Fernwärme 

über drei Jahre hinweg die Kosten übersteigt. Zudem stärkt die laufende Überwachung der 

Fernwärmepreise durch die dänische Versorgungsbehörde sowie die Veröffentlichung 

transparenter Preisstatistiken die gesellschaftliche Akzeptanz. Mit Blick auf Deutschland sind 

wesentliche Voraussetzungen für eine erfolgreiche Anschlussverpflichtung nicht gegeben. Bisher 

wird in Deutschland von Verbrauchverbände die Transparenz in der Preisbildung bemängelt und 

eine Einführung einer bundesweiten Preisaufsichtsbehörde gefordert (siehe Kapitel 3.1).  

Das dänische Modell lässt sich somit nicht eins zu eins auf Deutschland übertragen. Eine 

Anschlussverpflichtung ohne tatsächliche Nutzung der Fernwärme könnte zwar über einen 

verbrauchsunabhängigen Grundpreis im Wärmelieferentgelt realisiert werden, jedoch erfordert 

die Einführung einer solchen Verpflichtung im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung eine 

Anpassung des gesetzlichen Rahmens in Deutschland. Derzeit sieht das WPG nicht vor, dass 

Haushalte in Wärmeversorgungsgebieten, für die ein Erdgas- oder Fernwärmenetz vorgesehen ist, 

verpflichtet sind, diese Heizungsart tatsächlich zu nutzen (vgl. § 18 Abs. 2 S. 2 WPG).  

Dänische Preisbildung nach dem Non-Profit-Prinzip mit indikativ festgelegten 

Preisobergrenzen 

Die Preisbildung der Fernwärme in Dänemark folgt dem Prinzip der Gemeinnützigkeit (Non-Profit-

Prinzip) und wird auf Basis der kumulierten Gesamtkosten der Wärmeerzeugung und -versorgung 

bestimmt. Überschüsse oder Verluste eines Abrechnungsjahres müssen im Folgejahr durch 

Preisanpassungen an die Verbraucher weitergegeben oder Defizite entsprechend gegenfinanziert 

werden. Um auf die stark schwankenden Fernwärmepreise zu reagieren, die im Jahr 2023 je nach 

Region um mehrere Tausend Euro variierten, hat das dänische Parlament 2024 die Einführung 

einer indikativen Preisobergrenze für Verbraucherpreise beschlossen. 

 
13 In einer empirischen Studie konnte bewiesen werden, dass Länder ohne Anschlussverpflichtung, beispielsweise Schweden, eine 

deutlich positivere Wahrnehmung der Versorgung durch kollektive Wärmenetze aufweisen als Länder mit einer derartigen 
Verpflichtung (Billerbeck et al. 2024). 
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Diese Maßnahme stellt jedoch keine klassische Preisobergrenze dar, da sie keinen verbindlichen 

Einfluss auf die tatsächliche Höhe der Verbraucherpreise hat. Vielmehr dient sie als 

Orientierungshilfe für die Endkunden, um zu überprüfen, ob die Preise des FVU im Vergleich zu 

den Kosten einer alternativen Wärmeerzeugungstechnologien, wie einer Luft-Wasser-

Wärmepumpe, wettbewerbsfähig sind. Ab dem Jahr 2026 veröffentlicht die dänische 

Regulierungsbehörde jährlich eine Liste der FVU, deren durchschnittlicher Verbraucherpreis, 

über einen Zeitraum von drei Jahren, die errechnete indikative Preisobergrenze14 überschreitet. 

Wenn ein FVU auf der veröffentlichten Liste erschient, muss das Unternehmen einen Plan zur 

Senkung der Verbraucherpreise ausarbeiten und an die zuständige Regulierungsbehörde 

übermitteln. Kommt es zu keiner ausreichenden Senkung des Verbraucherpreises, kann dies dazu 

führen, dass eine etwaiger kommunaler Anschlussverpflichtung aufgehoben wird (BDO 2024; 

Energistyrelsen 2025). 

Ein dem dänischen Non-Profit-Ansatz vergleichbares Modell ließe sich in Deutschland nur mit sehr 

großen Änderungen der regulatorischen Rahmenbedingungen der Fernwärmeversorgung 

umsetzen. Auch die Einführung indikativer Preisobergrenzen, welche sich an einer alternativen 

Technologie orientieren, erscheint aufgrund der regional heterogenen Siedlungs- und 

Energieinfrastrukturen in Deutschland weniger praktikabel. Stattdessen könnte zum Beispiel die 

bestehende Preistransparenzplattform Fernwärmepreise (waermepreise.info), die aus einer 

Brancheninitiativen hervorgegangen ist, verstärkt genutzt werden, um Informationsasymmetrien 

zwischen FVU und Haushalten abzubauen. Der Mehraufwand dieser Maßnahme wäre vor allem mit 

der Erweiterung und Pflege der bestehenden Plattform verbunden. Um die Plattform möglichst 

effektiv zu nutzen, sollte der Großteil der FVU in Deutschland erfasst sein. Um dies zu erreichen, 

könnte die Teilnahme zunächst freiwillig erfolgen und sofern dies im Sinne einer Erhöhung der 

Markttransparenz erforderlich wäre, könnte zu einem späteren Zeitpunkt auch eine 

verpflichtende Teilnahme in Betracht gezogen werden. 

4.2 Schweden: Marktbasierte Strukturen in der Fernwärmeversorgung 

Bereits ab 1965 hat Schweden den Ausbau von Fernwärme vorangetrieben und zählt heute neben 

Dänemark zu den führenden Ländern in der Nutzung und schrittweisen Dekarbonisierung der 

Fernwärmeversorgung. Im Jahr 2023 lag der Anteil der Fernwärme an der Wärmeversorgung 

privater Haushalte bei etwa 52 %. Besonders in Mehrfamilienhäusern dominiert Fernwärme als 

Heiztechnologie mit einem Anteil von rund 90 % (Swedish Energy Agency 2025). Im Jahr 2022 

stammten etwa 66 % der für die Fernwärmeerzeugung genutzten Energie aus Biomasse. Rund 15 

% entfielen auf erneuerbare und emissionsarme Energiequellen wie industrielle Abwärme, 

Solarthermie und Geothermie. Der Anteil fossiler Brennstoffe an der Fernwärmeerzeugung lag 

unter vier Prozent und der Anteil an Abwärme aus Müllverbrennungsanlagen bei etwa 9 % (Swedish 

Energy Agency 2025).  

Ursprünglich befand sich die schwedische Fernwärmeinfrastruktur vollständig im Eigentum der 

Gemeinden. Im Zuge der Marktumstrukturierungen hat sich die Eigentümerstruktur jedoch 

 
14 Die dänische Energieagentur hat für 2023–2025 folgende Preisobergrenzen inklusive eines politisch beschlossenen 

Sicherheitszuschlage von 15 % bekannt gegeben. 2023 – 486 DKK/GJ auf dem Preisniveau von 2023; 2024 – 410 DKK/GJ auf dem 
Preisniveau von 2024; 2025 – 412 DKK/GJ auf dem Preisniveau von 2025 (Energistyrelsen 2025).  
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verändert: Heute befinden sich rund 59 % der FVU in öffentlicher Hand, während der verbleibende 

Anteil auf private FVU entfällt (Salite et al. 2024). Die 283 kommunalen Unternehmen beliefern 

dabei in etwa 60 % aller Gebäude (Abugabbara et al. 2023). Mit der Liberalisierung des 

Energiemarkts im Jahr 1996 und der Einführung von Wettbewerb in Erzeugung und Vertrieb wurde 

der Marktzugang zu Fernwärmenetzen für Drittanbieter geöffnet (Fjärrvärmelagen 2008:263). 

Seit einer Gesetzesänderung im Jahr 2014 gilt ein reguliertes, zugleich jedoch verhandelbares 

Netzzugangsmodell. Externe Anbieter können beim FVU die Einspeisung ihrer Wärme beantragen. 

Kommt keine Einigung zustande, ist der Betreiber verpflichtet, die Wärme in „angemessenem 

Umfang“ abzunehmen und den daraus entstehenden wirtschaftlichen Nutzen zu vergüten (Werner 

2017; Fälting et al. 2025; The Guardian 2025).  

Statt Anschlussverpflichtung setzt die Fernwärmeregulierung auf Verbraucherschutz 

Im Gegensatz zu Dänemark besteht in Schweden keine gesetzliche Anschlussverpflichtung an ein 

Wärmenetz (Salite et al. 2024). Zwar sind Kommunen gemäß dem Gesetz über die kommunale 

Energieplanung15 aus dem Jahr 1977 verantwortlich, einen Energieplan zu erstellen, jedoch 

enthält das Gesetz weder verbindliche Zeitvorgaben für die Erstellung der Energiepläne, noch 

wird dieser überwacht oder eine Nichterstellung sanktioniert. Das Gesetz zielt vielmehr darauf 

ab, den Kommunen Instrumente zur Verfügung zu stellen, mit denen sie Maßnahmen im Bereich 

der Energieversorgung initiieren und umsetzen können (Wretling et al. 2018).  

Für Deutschland, in dem die FVU ambitionierte Anforderungen zur Dekarbonisierung der 

Fernwärme erfüllen müssen und ein umfangreicher Umbau der Wärmenetze erforderlich ist, 

könnte eine Lockerung der verpflichtenden Erstellung kommunaler Wärmepläne die koordinierten 

Anstrengungen zur Umsetzung der Wärmewende verzögern und die notwendige 

Transformationsgeschwindigkeit beeinträchtigen. 

Schwedische Preisbildung erfolgt nach einem marktwirtschaftlichen Ansatz 

Anders als in Dänemark unterliegen FVU in Schweden keiner formellen Preiskontrolle. Stattdessen 

legt das schwedische Fernwärmegesetz16 einen Schwerpunkt auf Transparenz und insbesondere 

Verhandlungs- und Informationsrechte für Endkunden. Die Preisgestaltung für Fernwärme folgt 

dabei einem marktwirtschaftlichen Ansatz, der durch freiwillige Selbstregulierungsmechanismen 

ergänzt wird. Die Preisgestaltung obliegt vollständig den meist kommunal organisierten 

Versorgungsunternehmen; eine formale Genehmigungspflicht oder Preisobergrenzen bestehen im 

aktuellen Regulierungsrahmen nicht. Den angeschlossenen Endverbrauchern räumt das 

Fernwärmegesetz vor dem Hintergrund der monopolistischen Versorgungsstruktur spezifische 

Rechte ein. Hierzu gehört insbesondere das Recht, auf Basis von Informationen des FVU zur 

Beurteilung der Angemessenheit individuelle Verhandlungen mit dem FVU über die 

Preisgestaltung und die Anschlusskapazität zu führen. Auf diese Weise soll der fehlende 

Wettbewerb durch ein prozedurales Verhandlungsmodell zumindest teilweise simuliert werden 

(Energimarknadsinspektionen 2024). Wird bei einer solchen Verhandlung keine Einigung erzielt, 

können beide Parteien ein Schlichtungsverfahren bei der schwedischen Fernwärmebehörde17 

 
15 Im Schwedischen trägt das Gesetz den Originaltitel „Lag om kommunal Energiplanering“. 
16 Im Schwedischen trägt das Gesetz den Originaltitel „Fjärrvärmelag“. 
17 Im Schwedischen „Fjärrvärmenämnden“. 
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beantragen. Im Falle des Scheiterns des Schlichtungsverfahrens kann das FVU seine 

Änderungsvorschläge zwar trotzdem umsetzen, jedoch unter der Voraussetzung, dass die 

Endkunden ihre Verträge ohne Vertragsstrafe kündigen können.  

Der gesetzliche Rahmen wird durch eine branchengeführte Initiative, den sogenannten 

Prisdialogen (Preisdialog), ergänzt. Die im Jahr 2013 durch Wohnungsbauunternehmen 

gegründete Plattform, die von Energieunternehmen, Kommunen und Verbraucherorganisationen 

getragen wird, hat sich zum Ziel gesetzt, die Position der Wärmekunden zu stärken und die 

Transparenz in der Preisgestaltung zu erhöhen. Unternehmen, die an Prisdialogen teilnehmen, 

verpflichten sich zu einem strukturierten Preisänderungsverfahren. Dieses beinhaltet jährliche 

Dialoge, in denen Preisgrundsätze und künftige Tarifänderungen mit den Kunden besprochen 

sowie eine Überprüfung durch ein externes Gremium durchgeführt wird. Der Dialog umfasst alle 

Segmente (Privat- und Gewerbekunden) und steht allen FVU offen, die sich beteiligen möchten 

(Prisdialogen 2025). Derzeit beteiligen sich über 100 Fernwärmenetze an der Prisdialogen-

Plattform, was circa dreiviertel des schwedischen Marktes abdeckt (Energiföretagen 2018). Zu 

den zentralen Merkmalen des Preisdialogs zählen: 

• Preisplanung: Die Wärmeversorger erstellen ein mehrjähriges Preisänderungsmodell mit 

konkretem Tarif für das Folgejahr und Prognosen für zwei weitere Jahre, einschließlich 

der zugrunde liegenden Kostenfaktoren. 

• Kundeneinbindung: In lokalen Treffen erläutern die Unternehmen ihre Modelle und holen 

Rückmeldungen von Großkunden oder deren Vertretungen ein, um das Preismodell zu 

erläutern und weiter abzustimmen. 

• Überprüfung und Genehmigung: Der endgültige Entwurf des Preismodells wird bis zum 

15. September beim Preisdialogen-Sekretariat eingereicht. Nach der formalen Prüfung 

wird der Vorschlag dem Vorstand, der sich aus Vertretern der wichtigsten 

Interessengruppen – auf der Angebots- und Nachfrageseite – des Fernwärmesektors 

zusammensetzt, vorgelegt und über die Genehmigung abgestimmt. Wird der neue Preis 

genehmigt, teilt das Versorgungsunternehmen ihn den Kunden in der Regel bis zum 1. 

November mit, Inkrafttreten ist der 1. Januar. 

In Schweden stellt die Schlichtungsstelle eine niedrigschwellige Alternative zu Sammelklagen, 

langwierigen Gerichtsprozessen sowie Prüfungen durch die Kartellbehörden dar. Ein ähnlicher 

Mechanismus könnte in Deutschland zur Kontrolle der Marktmacht und zur Gewährleistung von 

Transparenz bei Preisänderungen beitragen. Der Vorteil einer solchen Schlichtungsstelle liegt vor 

allem in der Vermeidung hoher Verfahrenskosten, die bei Sammelklagen oder langwierigen 

Gerichtsprozessen entstehen würden. Darüber hinaus könnte sie dabei helfen, 

Marktmachtmissbrauch durch die FVU zu verhindern, indem sie als zusätzliche Kontrollinstanz 

fungiert. Dabei müsste jedoch berücksichtigt werden, wie umfassend die Aufgaben der 

Schlichtungsstelle definiert werden. Dient sie nur der Streitschlichtung oder soll sie auch als 

Anlaufstelle für Verbrauchende fungieren, die Daten aufbereitet und zur Förderung von 

Transparenz beiträgt.  

Die aktuelle Bundesregierung hat die Schaffung einer Schlichtungsstelle bereits im 

Koalitionsvertrag angekündigt (CDU/CSU und SPD 2025). Informationen zu Zuständigkeiten, 

Aufgabenbereichen und Organisation der Stelle wurden jedoch noch nicht veröffentlicht. Die 
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konkrete Ausgestaltung dieser Stelle wird entscheidend dafür sein, wie effizient und wirksam sie 

zur Stärkung des Verbraucherschutzes und zur Förderung von Markttransparenz beitragen wird. 

4.3 Niederlande: Grundlegender Wandel in der Fernwärmeregulierung 

Im Gegensatz zu Dänemark und Schweden stellt die Wärmeversorgung durch Fernwärme in den 

Niederlanden nur einen kleinen Anteil der gesamten Wärmeversorgung dar. Nur etwa 6 % der 

niederländischen Haushalte sind an eines der rund 400 Wärmenetze angeschlossen (Interreg NWE 

2019; Stichting Milieu Centraal 2025). Der Großteil der Wärme in diesen Netzen wurde 2017 durch 

Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen gedeckt, die mit Erdgas oder Kohle betrieben wurden. Der Anteil 

erneuerbarer Wärmequellen belief sich zu diesem Zeitpunkt auf 17 % (Interreg NWE 2019).   

Erdgas deckte im Jahr 2019 mit 76 % den größten Anteil am Endenergiebedarf für Wärme in den 

Niederlanden, während erneuerbare Energiequellen lediglich 7 % des Gesamtverbrauchs 

ausmachten (Segers et al. 2020). Im Rahmen der nationalen Klimapolitik ist vorgesehen, bis 2050 

alle Haushalte vom Erdgasnetz zu trennen (Government of the Netherlands 2019). Um dieses Ziel 

zu erreichen, sollen bis zum Jahr 2030 1,5 Millionen Haushalte vom Erdgasnetz getrennt und auf 

erneuerbare Wärmequellen oder Fernwärme umgestellt werden. Darüber hinaus sind seit 2021 

alle Neubauten verpflichte, dem Standard für nahezu energieneutrale Gebäude zu entsprechen 

(Brockel et al. 2023). 

Derzeit gibt es in den Niederlanden etwa 50 FVU (Segers et al. 2019). Rund 90 % der 

niederländischen Wärmenetze befinden sich im Besitz privater Unternehmen. Die verbleibenden 

Anteile entfallen auf Wohnungseigentümergemeinschaften, Wohnungsbaugesellschaften sowie 

kommunale Unternehmen (Snodin 2020). Ähnlich wie in Deutschland handelt es sich hierbei meist 

um vertikal integrierte Unternehmen (Segers et al. 2020).  Demzufolge agieren FVU in den 

Niederlanden ähnlich wie in Schweden, Dänemark und Deutschland nach dem Single-Buyer-

Modell. Ein gesetzlicher Anspruch auf Wärmeeinspeisung besteht für Drittanbieter nach dem 

geltenden Wärmegesetz18 nicht.  

Die Verhandlungsposition von Drittanbietern soll jedoch mit der Verabschiedung des derzeit noch 

in Abstimmung befindlichen kollektiven Wärmeversorgungsgesetzes (im Folgenden abgekürzt mit 

Wcw) 19 gestärkt werden. Neben der Stärkung der Verhandlungsposition von Drittanbietern sieht 

das Wcw auch grundlegende Änderungen der Eigentumsstrukturen zwischen öffentlichen und 

privaten FVU vor.  So ist geplant, dass künftig alle Wärmenetze zu mindestens 50 % im 

Staatseigentum stehen sollen. Diese Regelung betrifft sowohl neue als auch bestehende 

Wärmenetze mit mehr als 1.500 angeschlossenen Wohneinheiten (Stichting Milieu Centraal 2025). 

Zudem soll der Betrieb von Wärmenetzen ohne eine entsprechende Versorgungslizenz der 

niederländischen Regulierungsbehörde ACM künftig untersagt werden. Von dieser Lizenzpflicht 

ausgenommen sind kleinere Wärmeunternehmen mit weniger als 10.000 Anschlussnehmern 

(Stibbe 2020). Ziel ist es, die öffentliche Kontrolle und das Vertrauen in die Wärmeversorgung zu 

stärken. 

 
18 In Niederländisch trägt das Gesetz den Originaltitel „Warmtewet“. 
19 In Niederländisch trägt das Gesetz den Originaltitel „Wet collectieve warmte“. 
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Kommunen haben mit der Verabschiedung des Wcw mehr Handlungsspielraum in der 

Wärmeplanung 

Ähnlich wie in Schweden gibt es auch in den Niederlanden keine Anschluss- und 

Benutzungsverpflichtung für die Versorgung mit Nah- und Fernwärme. Mit der geplanten 

Verabschiedung des Wcw im Jahr 2025 würden allerdings – je nach finaler Ausgestaltung – 

weitreichende Veränderungen in der Regulierung der Wärmeversorgung einhergehen.  

Der aktuelle Referentenentwurf des Wcw sieht vor, dass Gemeinden einen erweiterten 

Handlungsspielraum bei der Steuerung der Entwicklung von Wärmenetzen erhalten. Konkret 

sollen Gemeinden die Befugnis erhalten, Wärmeversorgungsgebiete20 festzulegen, in denen ein 

Wärmenetz errichtet oder ein bestehendes Wärmenetz erweitert werden soll. Innerhalb dieser 

Versorgungsgebiete können sie ein FVU bestimmen, das für einen Zeitraum von 20 bis 30 Jahren 

als alleiniger Anbieter für die Nah- und Fernwärmeversorgung verantwortlich ist. Voraussetzung 

für die Ernennung eines FVU ist, dass sich das Unternehmen mehrheitlich in öffentlicher Hand 

befindet. Ziel dieser Regelung ist es, die öffentliche Kontrolle in der Nah- und 

Fernwärmeversorgung zu sichern. Eine weitere Voraussetzung für die Ernennung eines FVU durch 

die Gemeinde ist das Vorlegen eines detaillierten Plans über die Errichtung und den Betrieb des 

Wärmenetzes. Neben technischen Details muss dieser Plan auch Angaben zur 

Versorgungssicherheit, zu den Kosten für Bau und Betrieb sowie zu den vorgesehenen 

Verbrauchertarifen sowie eine umfassende Bewertung der Kosten sowie der langfristigen 

Umsetzbarkeit enthalten (Klapwijk et al. 2024).   

In Verbindung mit dem Gesetz über die Umweltplanung21 können Gemeinden außerdem 

beschließen, dass Gebäudeeigentümer in den Versorgungsgebieten ein verbindliches Angebot zur 

Anbindung an ein Wärmenetz erhalten müssen. Über eine Opt-out-Regelung können Eigentümer 

das Angebot innerhalb einer bestimmten Frist ablehnen. In diesem Fall müssen diese jedoch selbst 

für eine nachhaltige Heizalternative (z. B. eine Wärmepumpe) sorgen. 

Mit der Verabschiedung des WPG wurde auch in Deutschland den Kommunen eine stärkere Rolle 

in der strategischen Planung der Wärmewende zugeordnet. Mit Blick auf die Niederlanden wird 

diese kommunale Steuerung durch das Wcw weiter gefasst, da Gemeinden die Befugnis erhalten, 

in ausgewiesenen Wärmeversorgungsgebieten ein mehrheitlich öffentliches 

Wärmeversorgungsunternehmen zu benennen. Eine direkte Übertragung dieses Modells auf 

Deutschland ist nur begrenzt möglich, da viele FVU hierzulande in privater oder gemischter 

Trägerschaft sind. Das Wcw könnte jedoch Anknüpfungspunkte zur Diskussion in Deutschland 

bieten: beispielswiese die Ausweisung von Vorranggebieten für spezifische 

Wärmeversorgungslösungen sowie die Möglichkeit eines verpflichtenden, aber opt-out-fähigen 

Anschlussangebots. Für eine erfolgreiche Übertragung dieser Instrumente wäre in Deutschland 

eine stärkere Zusammenarbeit zwischen den Kommunen und den FVU erforderlich. 

 

 

 

 
20 Diese Versorgungsgebiete werden im Rahmen des Wcw als „warmtekavel“ bezeichnet.  
21 In Niederländisch trägt das Gesetz den Originaltitel „Omgevingswet“. 
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Grundlegender Wandel: Kostenorientierte Tarifregelung soll bisherige Preisobergrenzen auf 

Basis von Erdgaspreisen ablösen 

Aktuell sind die Fernwärmepreise an den Preis für Erdgas gekoppelt. Dieser Ansatz wurde 

ursprünglich eingeführt, um Verbraucher, die an ein Wärmenetz angeschlossen sind, vor 

Mehrkosten im Vergleich zu einer potenziell günstigeren Erdgasversorgung zu schützen.  

Zu diesem Zweck veröffentlicht die Regulierungsbehörde ACM einmal jährlich die für das 

kommende Geschäftsjahr zulässigen Höchstpreise für die variablen und fixen Betriebskosten eines 

Wärmenetzes. Dafür teilen die zehn größten Gasversorger der Niederlande ACM ihre Tarife22 für 

einen Jahresvertrag zum 1. Januar des Folgejahres mit. Aus dem Durchschnitt dieser Tarife 

ermittelt ACM dann den maximal zulässigen Höchsttarif pro Gigajoule verbrauchter Wärme. Die 

Höchstsätze für die Verbrauchsmessung und weitere Fixkosten orientieren sich hingegen an den 

durchschnittlichen Wartungs- und Abschreibungskosten eines gasbefeuerten 

Zentralheizungskessels sowie den Kosten der Netzverwaltung, geltende Messtarife und den fixen 

Kosten für die Gaslieferung. Außerdem müssen die Wärmeabnehmer die Kosten für ihre 

Versorgungseinrichtung tragen (ACM 2024). Zur Vorbeugung von missbräuchlichen Praktiken und 

zur Überwachung der Effizienz der Unternehmen überprüft ACM unter anderem die 

durchschnittlichen Gewinne der Wärmeversorger. Dazu veröffentlicht sie jährlich einen 

Effizienzmonitor (ACM ConsuWijzer 2025). 

Mit Vorlage eines neuen Gesetzesentwurf des Wcw im Juni 2024, welches das bestehende 

Wärmegesetz voraussichtlich am 1. Januar 2026 ablösen soll, vollziehen die Niederlande einen 

grundlegenden Wandel in der Regulierung der Fernwärme. Dabei ist die schrittweise Abkehr von 

der bisherigen Tarifregulierung, die die Fernwärmepreise an den Erdgaspreis koppelte, ein 

zentrales Element. An ihre Stelle soll eine kostenorientierte Tarifregulierung treten. Die 

Übergangsphasen sind in Abbildung 5 dargestellt. Die Einführung soll in drei Phasen23 an die 

tatsächlichen Kosten der Wärmeversorgung herangeführt werden, wobei ACM eine zentrale Rolle 

bei der Festlegung und Überwachung der Tarife spielt (van den Ende 2023; Stibbe 2020).  

Die Kopplung der Fernwärmepreise an den Erdgaspreis führte in der Praxis dazu, dass die 

Preisbildung stark von den Entwicklungen auf dem Großhandelsmarkt abhingen. Eine 

vergleichbare Abhängigkeit zeigt sich nicht systematisch, aber punktuell auch in Deutschland. Sie 

 
22 inklusive der anfallenden Steuer für Erdgas.  
23 In Phase 1 bezieht sich die Korrektur der Gaspreisreferenz u.a. auf den Aspekt, dass Erhöhungen der Energiesteuer auf Erdgas 

nicht weitergegeben werden sollen (Hermans 2025).  

Abbildung 5: Übergangsphasen der Einführung der kostenbasierten Preisregulierung in den Niederlanden, eigene 

Darstellung nach van der Ende (2023) 
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tritt vor allem in Fällen auf, in denen FVU im Kosten- und Marktelement überwiegend auf Gas-

Börsenpreisindizes abstellen. Vor diesem Hintergrund gewinnt die Diskussion über die 

Ausgestaltung des Marktelements in den PÄK an Relevanz. Mit zunehmender Dekarbonisierung der 

Wärmenetze besteht potenziell die Gefahr, dass eine hohe Gewichtung von Börsenpreisindizes 

oder Verbraucherpreisentwicklungen fossiler Energieträger24 zu Verzerrungen der 

Fernwärmepreise führen könnte. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund steigender CO₂-

Preise und unsicherer Preisprognosen in Bezug auf den EU-ETS 2 von Bedeutung. Eine gezielte 

Weiterentwicklung des Marktelements, bei der auch die Effekte umweltbezogener Steuern und 

Abgaben berücksichtigt werden – ähnlich dem niederländischen Modell der korrigierten 

Gaspreisreferenz – könnte helfen, solchen verzerrenden Effekten entgegenzuwirken. 

Ab 2028 wird in den Niederlanden das NMDA-Prinzip schrittweise durch das Cost-Plus-Modell 

abgelöst. Dabei werden die Fernwärmepreise auf Basis der tatsächlichen Betriebskosten 

ermittelt, sodass spezifische Investitionskosten direkt über die Preise abgebildet werden können. 

Zu den Nachteilen des Cost-Plus-Modells zählt jedoch, dass Anbieter ohne Anreize zur 

Effizienzsteigerung oder Kostenreduktion alle Kosten weitergeben können, was zu Fehlanreizen 

führen könnte. In der Folge könnten überdimensionierte Infrastrukturen entstehen oder 

kapitalintensive Technologien eingesetzt werden, die die wirtschaftliche Effizienz der 

Wärmenetze beeinträchtigen. Ebenso wäre die Entstehung von Wärmenetzen an Standorten 

denkbar, an denen eine dezentrale Wärmeversorgung volkswirtschaftlich sinnvoller wäre. Eine 

solche Abkehr von der bisherigen PÄK-Systematik in Deutschland wäre mit erheblichem 

administrativem und regulatorischem Aufwand sowie potenziellen Fehlanreizen verbunden. 

 

 
24 Der in der Praxis häufig im Marktelement verwendete Wärmepreisindex des Statistischen Bundesamtes setzt sich aus den Positionen 

„Betriebskosten für eine Gaszentralheizung“, „Betriebskosten für eine Ölzentralheizung“ sowie „Fernwärme“ zusammen. Dabei 
entspricht der Warenkorb den tatsächlichen Verhältnissen auf dem Wärmemarkt in ganz Deutschland. Mit Ausnahme der 
Fernwärmeerzeugung basiert der Index ausschließlich auf fossilen Energieträgern und erneuerbare Wärmequellen fließen bislang 
nicht systematisch in die Indexberechnung ein. Daneben weist der Wärmepreisindex gegenüber den Erzeugerpreisen einen 
zeitlichen Nachlauf von etwa einem Jahr auf (Destatis 2023b; Rödl & Partner 2024; Destatis 2023a). 
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5 Fazit  

Wärmenetze sind eine effiziente und flächendeckende Möglichkeit zur Dekarbonisierung der 

Wärmeversorgung. Im Zuge des WPG sind die FVU zudem verpflichtet, ambitionierte 

Anforderungen an die Dekarbonisierung ihrer Wärmenetzen zu erfüllen. Dies erfordert erhebliche 

Investitionen bei der Erschließung erneuerbarer Wärmequellen und dem Ausbau neuer 

Wärmenetze. Eine wichtige Maßnahme zur schrittweisen Dekarbonisierung der 

leitungsgebundenen Wärmeversorgung ist es, das Temperaturniveau in den Wärmenetzen 

abzusenken und dadurch die Voraussetzung zur Integration erneuerbare Wärmequellen zu 

schaffen. Die Förderung der Errichtung und des Betriebs energieeffizienter 

Niedertemperaturnetze ist daher von zentraler Bedeutung. Eine Anpassung der gesetzlichen 

Vorgaben zur Warmwasserbereitung könnte die Voraussetzung für niedrigere 

Systemtemperaturen schaffen. 

Neben technischen Maßnahmen ist ein verlässlicher regulatorischer Rahmen erforderlich, um 

Investitionssicherheit zu gewährleisten und die Wirtschaftlichkeit von Wärmenetzen 

sicherzustellen. Zwar tragen bestehende Förderinstrumente wie die BEW und das KWKG zur 

finanziellen Absicherung von Projekten bei, doch hängt die langfristige Wirtschaftlichkeit von 

Wärmenetzen maßgeblich von den rechtlichen Rahmenbedingungen der Preisgestaltung und den 

rechtlichen Rahmenbedingungen für die Anschluss- und Benutzungsverpflichtung ab. Diese 

Regelungsbereiche stehen in einem Zielkonflikt zwischen Wirtschaftlichkeit, 

Investitionssicherheit und dem Schutz der Verbraucherinteressen. Unausgewogene 

Preisstrukturen oder verpflichtende Anschlussregelungen ohne ausreichende Transparenz können 

die Akzeptanz von Fernwärme in der Bevölkerung beeinträchtigen und die Transformation des 

Wärmesektors verlangsamen. Zwar bieten die PÄK derzeit eine gewisse Flexibilität auf 

Schwankungen von Brennstoffpreisen zu reagieren, jedoch sind diese nicht darauf ausgelegt 

konkrete und große Infrastrukturinvestitionen zu refinanzieren (Kapitel 3.1). Zudem bestünde 

durch lange Vertragslaufzeiten und dem technologischen Lock-In Effekt das Risiko, dass FVU die 

monopolartigen Strukturen der Fernwärmeversorgung zur Ausübung von Marktmacht 

missbrauchen könnten.  

Aus den Fallstudien zu Dänemark, Schweden und den Niederlanden lassen sich Impulse für die 

Weiterentwicklung des deutschen Regulierungsrahmens ableiten.  

Der schwedische Ansatz kombiniert Transparenzverpflichtungen der FVU mit individuellen 

Verhandlungsrechten von Haushalten und einem brancheninitiierten Preisdialog, ergänzt durch 

eine außergerichtliche Schlichtungsstelle. Diese Maßnahmen begünstigen eine transparente 

Preisbildung, verringern Informationsasymmetrien und steigern so die Akzeptanz bei den 

Verbrauchern. Zwar lässt sich dieser Mechanismus nicht direkt auf Deutschland übertragen, er 

verdeutlicht jedoch, wie Verbraucherpartizipation und transparente Prozesse die Akzeptanz 

einer marktorientierten Preisgestaltung steigern können. Im Gegensatz zu Schweden, wo die 

Preisgestaltung auf marktwirtschaftlichen Mechanismen basiert, verfolgt Dänemark einen Non-

Profit-Ansatz, bei dem die FVU keine Gewinne erzielen dürfen und Endkundenpreise so kalkuliert 

werden müssen, dass sie nur die tatsächlichen Betriebskosten und Investitionsaufwendungen 

decken. Eine Besonderheit dieses Modells sind die indikativen Preisobergrenzen, die den 
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Verbrauchern Orientierung zur Angemessenheit ihrer Fernwärmepreise bieten und den fehlenden 

Wettbewerb simulieren. Ein den indikativen Preisobergrenzen ähnlicher Ansatz könnte auch in 

Deutschland umgesetzt werden, etwa durch einen Vergleich der Betriebskosten dezentraler 

Lösungen wie Wärmepumpen oder durch die Gegenüberstellung der Endkundenpreise anderer 

FVU (z. B. mithilfe der Preistransparenzplattform). Solche Instrumente fördern die Transparenz 

von Preisanpassungen im Zuge der Dekarbonisierung. Es bleibt jedoch fraglich, ob sie den 

Wettbewerb nachhaltig stärken, wenn keine rechtliche Verbindlichkeit zur Durchsetzung der 

Preisobergrenzen besteht. In den Niederlanden orientieren sich Fernwärmepreise an dem 

Erdgasbezugsmarkt, um potenziell wettbewerbsfähig zu bleiben. Dies führt jedoch zu einer 

starken Abhängigkeit vom Großhandelsmarkt. Mit zunehmender Dekarbonisierung könnte eine 

Kopplung an fossile Großhandelspreise bzw. Verbraucherpreise Verzerrungen im Fernwärmepreis 

verstärken – ein Aspekt, der auch im deutschen Diskurs berücksichtigt werden sollte.  

Neben einer transparenten Preisgestaltung ist ein sicheres Investitionsumfeld für 

Wärmenetzbetreiber erforderlich. Für die Weiterentwicklung der Anschluss- und 

Benutzungsverpflichtung in Deutschland stellt sich die Frage, wie verbindliche 

Anschlussregelungen ausgestaltet werden können, ohne die gesellschaftliche Akzeptanz der 

Fernwärme zu gefährden. Ein Modell wie in Dänemark, das die Anschlussverpflichtung mit der 

Wärmeplanung verknüpft und bei überdurchschnittlichen Verbraucherpreisen lockert, würde in 

Deutschland nicht nur gesetzliche Anpassungen erfordern, sondern auch eine deutlich höhere 

Transparenz bei der Preisbildung sowie die Einrichtung einer unabhängigen 

Preisaufsichtsbehörde. Angesichts der damit verbundenen Transaktionskosten sollten alternative 

Ansätze in Erwägung gezogen werden. Ein möglicher Ansatz ist das niederländische Modell, bei 

dem Kommunen mit Verabschiedung des Wcv Fernwärmegebiete ausweisen können, in denen 

Gebäudeeigentümer ein verbindliches Anschlussangebot erhalten, das nur unter bestimmten 

Voraussetzungen abgelehnt werden darf. 

Angesichts der Herausforderungen der Dekarbonisierung und des Ausbaus der Wärmenetze scheint 

der aktuelle regulatorische Rahmen in Deutschland unzureichend. Die Novelle der 

AVBFernwärmeV bietet daher eine wichtige Gelegenheit, die Preisregulierung zu überarbeiten, 

um einerseits Investitionssicherheit für FVU zu gewährleisten und andererseits den 

Verbraucherschutz zu stärken. Trotz flankierender Förderinstrumente bestehen Unsicherheiten 

bezüglich der langfristigen Wirtschaftlichkeit von Projekten. Bei der konkreten Ausgestaltung der 

Regelungen im Rahmen der AVBFernwärmeV sollten jedoch nicht nur Ziele wie Markttransparenz, 

Akzeptanzsteigerung und die Refinanzierung von Neuinvestitionen, berücksichtigt werden, 

sondern auch die Wechselwirkungen zwischen diesen Zielen sowie der administrative Aufwand. 

Zudem müssen weitere regulatorische Rahmenbedingungen wie die rechtliche Verbindlichkeit der 

kommunalen Wärmepläne, die Novelle der WärmeLV oder auch der Gasnetzrückbau in den Blick 

genommen werden. Nur durch die Schaffung klarer, planbarer Rahmenbedingungen lässt sich die 

Transformation der Fernwärmeversorgung zügig und effizient vorantreiben, während gleichzeitig 

rechtliche Unsicherheiten und bürokratische Hürden minimiert werden. 
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